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Wir machen das so, wie wir es schon immer gemacht haben. Damit kennen wir uns aus. Das gibt Sicherheit. Zukunft erfordert jedoch Veränderung. Dazu gehört Mut, da Veränderung Unsicherheit erzeugt und ein Nährboden für Widerstand und Bewahrung ist. Visionen minimieren Unsicherheit und fördern den Mut zur Veränderung.


Hartmut Trier





Vorwort


Als ehemaliger DDR-Bürger erhebe ich nicht den Anspruch auf uneingeschränkte Akzeptanz meiner Ansichten. Sie sind nur ein subjektiver Beitrag zur Generierung neuer Blickwinkel in der wieder erlebten Stagnation. Denn offenbar besteht ein wachsender Wunsch nach Veränderung, der sich in den polarisierenden Umfrageergebnissen in Ost und West zeigt.


Während und nach meiner Schulzeit musste ich erleben: Zukunft erfordert Veränderung. Dann der Beitritt zur Bundesrepublik. Er begann mit einer beruflichen Herausforderung. Die DDR-Post wurde über Nacht Bestandteil einer Bundesbehörde. Jedoch mit einem deutlichen Unterschied. Wurden die alten Behördenstrukturen in den neuen Bundesländern eifrig übernommen, erfolgte noch vor dem Beitritt eine Strukturveränderung bei der DDR-Post. Diese wurde später im Rahmen der Privatisierung der Bundespost auf die alten Bundesländer ausgeweitet. Wie bei vielen Beschäftigten im Staatsapparat oder Hochschulen, wurde auch meine bisherige Position in Frage gestellt und ein Arbeitsplatz in einer niedrigeren Laufbahn angeboten. Dazu war ich nicht bereit, da die Perspektive nicht meinen eigenen Zielstellungen entsprach. Nach meiner Ablehnung wurde die Kündigung angewiesen. Es folgte eine Phase der Unsicherheit, die letztendlich für mich positiv ausgegangen ist. Kurze Zeit später hatte ich als Referent in der Bonner Postzentrale eine anspruchsvolle Aufgabe bei der Neugestaltung der Post in Abkehr von alten Behörden- und Beamtenstrukturen. Mit dem Aufbau moderner Strukturen begann der finanzielle Erfolg der Bundespost noch vor dem Börsengang.


Ich bin überzeugt, dass mit der Überwindung alter Behördentraditionen die Staatskosten gesenkt und die Effizienz sowie die Innovation der Behörden verbessert wird. Die gegenwärtigen Strukturen sind auf Dauer nicht mehr zu finanzieren. Für 2020 haben bundesweit schon sieben von zehn Kommunen die Erhöhung von Steuern und Abgaben angekündigt. In der Regel finanzschwache Regionen, deren Attraktivität damit weiter sinken wird. Bei einer Reform der Verwaltung könnte die Gesellschaft profitieren, da im Gegensatz zur Postreform der Finanzerfolg nicht privatisiert wird.


Wer sich weiterhin nur auf ausgetretenen Pfaden bewegt, wird lediglich sein Bedürfnis nach Sicherheit befriedigen, jedoch keine neuen Lösungen für die Zukunft finden. Zukunft erfordert Wandel, insbesondere auch beim Staat, als Dienstleister für die Bürger in einer Demokratie. Die Einführung einer konsequenten Bürgerorientierung könnte Treiber der Entwicklung zu einer Verwaltung mit reduzierten Kosten werden. Mit dem Buch möchte ich politisch interessierte Bürger und Mitglieder von Parteien zur Diskussion neuer Wege anregen. Verbunden mit der Hoffnung, dass bei der Konfrontation mit anderen Ansichten nicht reflexartig deren Ablehnung erfolgt, sondern die Prüfung nach möglichen Ansätzen für einen weiteren Dialog in gemeinsamer Suche nach neuen Wegen.


In dieser Hinsicht möchte ich mich auch bei meinem Freund Wolfgang Möller bedanken, der mich stets kritisch bei meinem Manuskript begleitet und die Druckvorlage erarbeitet hat.





1. Ansichten zur Teilung


Deutschlands und


der Zeit danach


Nach dem Niedergang des Dritten Reiches haben die Siegermächte die deutsche Teilung bewusst in Kauf genommen. Mit der Währungsreform der Westmächte war der kleinere Teil Deutschlands schon ausgegrenzt. Die anfängliche Hoffnung der Sowjetunion auf einen künftig neutralen deutschen Staat hatte sich nicht erfüllt. Schon kurz nach Kriegsende begann der eigenständige Aufbau in der sowjetischen Besatzungszone und in der Zone der Westalliierten, der mit der Gründung der Bundesrepublik und der darauffolgenden Gründung der DDR manifestiert und unumkehrbar wurde. Aus den verbündeten Siegermächten wurden unversöhnliche Gegner und beide deutsche Staaten zum Spielball ihrer Interessen.


In der sowjetischen Besatzungszone begann der Aufbau nach russischem Vorbild. Schon während der Nazidiktatur waren viele deutsche Kommunisten nach Moskau emigriert. Der dort gelebte Stalinterror sorgte dafür, dass ein großer Teil der deutschen Kommunisten umgebracht oder in Lager verschleppt wurden. Mit den sowjetischen Truppen kamen von Stalin ermächtigte und ihm stets ergebene Funktionäre in die sowjetische Besatzungszone zurück. Schon im April 1946 fand in Gotha der erste Vereinigungsparteitag von KPD und SPD statt. Im Gehlberger Postamt Museum ist noch eine philatelistische Ganzsache mit einem Sonderstempel vom Vereinigungsparteitag zu besichtigen, wo ein Zitat von August Bebel (SPD) zum Motto für den Zusammenschlusses abgedruckt war:


„Sozialist sein heißt keineswegs bloß den Triumpf einer bestimmten Partei vorbereiten, einen bestimmten Teil des Volkes einfach zur Macht zu bringen. Nein, es heißt arbeiten für eine Gesellschaftsordnung, in der alle aktiven Kräfte harmonisch verbunden werden und zu aller Nutzen zusammenwirken sollen. Das gilt für die Kinder eines Landes sowohl als auch für die verschiedenen Nationen. Frieden solle anstelle des Krieges treten, gegenseitige Dienste und Sympathie an die Stelle des streitenden Eigenwillens und die Solidarität der Interessen an die Stelle der Selbstsucht.“


In der Gedenkstätte zur Gründung der SDAP in Eisenach ist heute nur noch der letzte Satz Bebels auf einer Wand aufgebracht.


Die Worte Bebels waren ehrenhafte Grundsätze, die neue Möglichkeiten und Perspektiven nach dem verheerenden Krieg und dem danach entstandenen Willen „nie wieder“ als neue Vision unter sowjetischer Besatzung überzeugen konnten. Nur mit den in Russland erlebten stalinistischen Methoden der von Stalin beauftragten Funktionäre war das nicht umsetzbar. Die Kader Stalins und die von Ihnen bestimmten Nachfolger agierten als selbsternannte Marxisten, die seine Ideen propagierten, aber in der Regel ignorierten. So wurde die Marx`sche Regel, dass die Triebkraft der Entwicklung das stetige Lösen von Widersprüchen ist, durch die Gleichschaltung der Meinungen ersetzt. Folgerichtig taten sich Lücken zwischen der postulierten und der gelebten Demokratie auf.


Diese Lücken wurden von der Mehrheit toleriert und hingenommen, solange das von der Staatsführung gesteckte Ziel der kontinuierlichen Verbesserung des Lebensniveaus für alle und nicht nur für einen Teil der Bürger als Realität wahrgenommen wurde. Die Hoffnung auf eine erfolgreiche Umsetzung dieses immer wieder beschworenen Zieles verringerte sich ab Mitte der achtziger Jahre zusehends. Auch beeinflusst durch die gesellschaftspolitische Stagnation in der DDR und den in der Bundesrepublik mit der Marktwirtschaft erfolgreich umgesetzten Slogans Ludwig Ehrhards „Wohlstand für alle“.


Das neue Denken Gorbatschows potenzierte die empfundenen Widersprüche und es keimte die Hoffnung auf Überwindung des stalinistischen Erbes in großen Teilen der Bevölkerung auch bei vielen Mitgliedern der SED auf. Jedoch spitzte sich die Lage weiter zu, als die Reden von Gorbatschow nicht mehr veröffentlicht wurden. Das Verbot der Sowjetzeitschrift „Sputnik“ war ein weiterer Höhepunkt. Am 2.12.1988 hat sich dann Honecker öffentlich von der Reformpolitik Gorbatschows distanziert. In dessen Folge wuchs die Zahl der zur Ausreise willigen DDR-Bürger sprunghaft an. Mit der Grenzöffnung in Ungarn begann der Sog zum Verlassen der DDR ohne eines vorher gestellten Ausreiseantrages.


Das Leben in der DDR hatte auch neue Werte hervorgebracht, die sich zum Beispiel in dem Ruf „Wir bleiben hier“ offenbarten. Mit dem Sturz Honeckers am 18. Oktober 1989 kam das Signal der Bereitschaft zur Veränderung. Der Mauerfall brachte eine vollkommen neue Situation. Die Lücken zwischen der postulierten und gelebten Demokratie wurden danach schnell und vollständig geschlossen. Das bewies die Walbeteiligung von rund 94% bei der ersten Wahl nach dem Mauerfall im März 1990, als selbstredender Qualitätsnachweis einer nun gelebten Demokratie.


Sieger war das Wahlbündnis „Allianz für Deutschland“, bestehend aus der ehemaligen Blockpartei der CDU, der DSU (Deutsche Soziale Union) und dem Demokratischen Aufbruch mit rund 48 % der Wählerstimmen. Sie hatte u.a. als ein Ziel die sofortige Einführung der D-Mark bei einer Umstellung der Sparguthaben zum Kurs von 1 zu 1 formuliert. Dennoch hatten 52 % sich nicht für diese Allianz entschieden. Doch das Geldgeschenk und die damit verbundene Aussicht auf einen uneingeschränkten Konsum lockte weiter.


Mit der Einführung der D-Mark zum 1. Juli 1990 war auch die Bedingung der gleichzeitigen Einführung des Wirtschafts- und Rechtssystem der Bundesrepublik umzusetzen. Den Bürgern blieb jedoch keine Zeit, sich auf diese neue Lebenssituation einzustellen. Das wurde von den agierenden Politikern auch nicht erwartet. Denn kurz danach erfolgte der Beitritt der sich zu einem demokratischen Rechtsstaat gewandelten DDR zur Bundesrepublik.


Es kamen viele Aufbauhelfer, die Zügig die Schaltstellen zum Aufbau einer neuen öffentlichen Verwaltung nach dem Vorbild der Bundesrepublik übernahmen. Eifrig wurden die Verwaltungsstrukturen der Bundesrepublik übernommen, die schon von einigen alten Bundesländern nicht ohne einen Finanzausgleich zu finanzieren waren. Die Personalkosten sowie die notwendigen Immobilien und deren Sanierung führten u.a. mit dazu, dass innerhalb einer kurzen Zeit die neuen Länder so hoch verschuldet waren, wofür alte Bundesländer 50 Jahre benötigten. Die neuen Bundesländer hatten mit ihren fünf Landesregierungen und dem bekannten dreistufigen Aufbau nur einen Bevölkerungsanteil von 14,8 Prozent. Dagegen haben NRW, Bayern und Baden-Württemberg mit ihren nur drei Landesregierungen einen Anteil von über 50,3 %. Die Finanzkraft der neuen Bundesländer wird sich auch nicht so verbessern, dass jemals diese althergebrachten Behördenstrukturen mit dem einhergehenden kostenaufwendigen Dienstrecht eigenständig finanziert werden können.


Es floss sehr viel Geld in den Osten für den Aufbau neuer Verwaltungs- und Wirtschaftsstrukturen sowie für die notwendigen neuen Verkehrswege. Da, wo viel Geld ausgegeben wird, geht dieses nicht verloren, sondern wird wieder mit Gewinn von anderen eingenommen. Das waren jedoch in der Regel nicht Ostbetriebe und auch nicht die Ostdeutschen in Form steigender Ostlöhne bei rasant ansteigenden Lebenshaltungskosten.


Der Glanz der D-Mark war auch schnell verblasst. Und wie es sich auch im privaten Leben oft darstellt, haben Geldgeschenke schon nach kurzer Zeit ihren ideellen Wert verloren. Insbesondere auch dann, wenn damit beidseitige Erwartungen verbunden waren, die sich beim Geber und den Beschenkten nicht erfüllten. Da macht sich schnell Ernüchterung breit.


Und mehr und mehr kam in das Bewusstsein, dass der Beitritt auch nur ein Beitritt war und keine Wiedervereinigung. Ein Beitritt ist ein einordnen und nicht selten auch mit der Erwartung zur Unterordnung verbunden. Eine Wiedervereinigung ist geprägt von der bewussten Neugestaltung, unter Berücksichtigung der in der getrennten Vergangenheit erworbenen Erfahrungen, mit ausreichenden Schnittmengen als Grundlage für einen gemeinsam abgestimmten Weg zur Gestaltung der Zukunft.


Nach der Wiedervereinigung und dem Zerfall der sozialistischen Staaten wurde der Slogan „Wohlstand für alle“ durch die Vorgabe, „wir müssen die Unternehmen stärken“ ersetzt. Damit war die Hoffnung der Politik verbunden, dass dadurch auch die Bürger profitieren. Die Unternehmen haben jedoch das legitime Interesse zur konsequenten Gewinnmaximierung. Die Aufgabe der Politik in einer Demokratie sollte jedoch sein, eine ausreichende Balance zwischen Bürger- und Unternehmensinteressen zu gewährleisten. Das kann sie offenbar in Zeiten der Globalisierung und Digitalisierung nicht mehr mit einer von Juristen dominierten, althergebrachten Administration. Das zeigen auch die steigenden Beraterkosten. Mit der sich abzeichnenden wirtschaftlichen Stagnation sind die zwischenzeitlich neu geschaffenen Stellen bei Polizei und Bildung nicht mehr ohne Reformen des Staates zu finanzieren. Und schon gar nicht die steigenden Pensions- und Beihilfelasten. Die Diskussionen zur CO2 Steuer erscheinen daher nicht zufällig.


Lebensqualität ist das Ergebnis der Erfüllung von Erwartungen. Werden diese nicht erfüllt, entsteht Unzufriedenheit. Unzufriedenheit ist mit Veränderung zu begegnen und nicht mit dem stetigen Verweis auf die Vergangenheit der untergangenen DDR, die nach 41 Jahren das Erbe des Stalinismus selbst überwunden und als demokratischer Rechtsstaat der Bundesrepublik beigetreten ist.


Die Demokratie ist ein dynamischer Entwicklungsprozess im Rahmen der ständigen Weiterentwicklung einer Gesellschaft. Das Entstehen von Lücken zwischen Anspruch und Wirklichkeit ist mit dem Untergang der DDR nicht ausgeschlossen. Im Gegenteil, sie sind Bestandteil jeder Gesellschaft. Entscheidend ist das Agieren zum Schließen existierender Lücken. Zum Beispiel dem Vermögen der Politik, durch ständiges Hinterfragen der in der Vergangenheit getroffenen Entscheidungen, Verhaltensweisen und Traditionen. Das rechtzeitige Gegensteuern zur Zukunftssicherung unter Berücksichtigung der sich stets verändernden gesellschaftlichen Einflussgrößen geht mit dem Vermögen einer Diskussion unterschiedlicher Ansichten zur Generierung neuer Ideen einher.





2. Blitzlichter aus meinem


Leben in der DDR


Das Leben in der DDR hat einen Ostdeutschen ob er es wollte oder nicht, geprägt. Insbesondere auch, wenn man wie ich hinein geboren und aufgewachsen ist und in den 37 Jahren bis zur Wiedervereinigung Erlebnisse mitgenommen hat. Da haben sich auch Werte entwickelt, die mit dem Beitritt nicht über Bord geworfen werden. Es wurden Erfahrungen in der DDR gemacht, die bei der Reflektion in der neuen Welt auch eine Rolle spielen. Zum Beispiel ein klar definiertes Arbeitsgesetzbuch, mit einem Umfang von ca. 60 Seiten. Da konnte man sich selbst orientieren und ohne einen Rechtsanwalt mit unkalkulierbaren Kosten die eigene Situation abschätzen. Aber auch die Erfahrungen mit dem Staatsapparat prägten die Ostdeutschen. Besonders bei der D-Mark Einführung mit dem zu übernehmenden Verwaltungsrecht, das in der DDR nicht existierte und nur mit dem Gesetz zu Eingaben der Bevölkerung eine Möglichkeit zu einer Korrektur von Behördenentscheidungen bestand. Plötzlich sah ich mich mit einer anderen dogmatischen Argumentation konfrontiert. Wurde sich in der DDR bei fehlenden Sachargumenten der Verwaltung auf den Willen der Arbeiterklasse und ihrer Partei berufen, wurde man jetzt beim vermeintlichen erfolgversprechenden Hinterfragen von Entscheidungen mit dem Argument „So sind eben die Gesetze“ konfrontiert. Konnte sich bei einer schlüssigen Argumentationskette auch der ehemals dümmste Apparatschik nicht der begehrten Korrektur verschließen, wurde sich nun auf den Rechtsstaat berufen. Bei verwaltungsgerichtlichen Verfahren ist es nicht unüblich, wenn ein logisch begründetes Begehren zur Korrektur mit einem Grundsatzurteil abgewiesen wird. So geschehen zum Beispiel 2016 vom VG Weimar mit einem vom OVG Rheinland-Pfalz im Jahr 1970 gefällten Urteil. Bemerkenswert auch deshalb, da der aus den alten Bundesländern stammende Rechtsanwalt dieses Grundsatzurteil nicht kannte und ebenfalls davon überrascht wurde. Für diesen jedoch nicht zum Nachteil. Denn sein Honorar geht nicht verloren und wird auch nicht gekürzt. Es zahlt dann nur der klagende Bürger und wird nicht von der Verwaltung getragen.


Dieses Grundsatzurteil war 1970 erforderlich, weil eine Rechtslücke oder eine zu weit gefasste Gesetzesregelung das Verfahren bestimmte. Aber in der nun erlebten Demokratie wurde diese Einzelmeinung des Richters offenbar zum Gesetz erhoben. Dieses Grundsatzurteil führte nicht zur Verbesserung des bestehenden Gesetzes mit Zustimmung durch das betreffende Landesparlament oder dem Bundestag und es wurde auch bei den neuen Gesetzen für das Land Thüringen, die nach der Wende erarbeitet wurden, nicht berücksichtigt.





Meine Eltern


Mein Vater hatte nach dem Abitur bei der Commerzbank eine Ausbildung absolviert und wurde danach leitender Angestellter in dem Eisenacher Kaufhaus Schwager. Aufgrund einer Krankheit war er für die Front im Zweiten Weltkrieg nicht tauglich. Ich wurde im April 1953 geboren, nachdem mein Vater eine Zeit der Arbeitslosigkeit überstanden hatte. Ursache war die Haftstrafe von einem Jahr mit gleichzeitigem Vermögenseinzug. Vorausgegangen war die Tätigkeit als Abteilungsleiter in dem größten Kaufhaus der Stadt Eisenach, dass nach dem Krieg von einem Treuhänder geleitet wurde. Dieser konnte sich der Verhaftung durch seine rechtzeitige Flucht nach Kassel entziehen. Sie hatten Waren ohne Bezugsscheine aufgekauft und weiter veräußert und somit die Wirtschaftsplanung und die ordnungsgemäße Versorgung der Bevölkerung gefährdet. Auch wurden Waren aus der damaligen Bundesrepublik bezogen und verkauft, was nicht statthaft gewesen war. Meine Mutter bekam eine Nachricht aus Kassel und das Angebot zum Umzug. Sie sollte meinem Vater während eines Besuches in der Haftanstalt signalisieren, dass er später nachkommen sollte. Er war jedoch sehr bodenständig und bat meine Mutter zu bleiben, da er trotz allem Ärger und erfolgtem Vermögenseinzug seine Heimat nicht verlassen wollte. Nach der Haft stellte er ein Gnadengesuch bei Wilhelm Pieck wegen dem eingezogenen Vermögen. Im Ergebnis bekam er das Bauland in einem Dorf bei Eisenach zurück, jedoch war das gesparte Geld zum Bau eines eigenen Häuschens weg. Auch das Bauland hatte unter den bekannten Umständen in der DDR nur einen geringen Wert, sodass der Erlös nach dessen Verkauf nur einen kleinen Beitrag zum Leben brachte. Bis zu seinem Tod 1968 lebte er in der DDR. 1957 traten er und meine Mutter aus der Liberaldemokratischen Partei Deutschlands aus, da nach der Meinung meines Vaters diese Partei einen unterwürfigen Kurs gegenüber der SED verfolgte.


Mein Vater war nicht für die SED, aber auch nicht mehr für die Blockparteien. Das hinderte ihn jedoch nicht, sich beim Aufbauwerk der Nationalen Front zu beteiligen. Er leistete viele Stunden, z.B. für die Gestaltung von Spielplätzen oder sonstigen Verschönerungen in unserem Wohngebiet und bekam dafür die Aufbaunadel der Nationalen Front in Gold. Denn auch er war nach dem verlorenen Krieg dem Gedanken zur Gestaltung einer neuen Welt verfallen, wo es allen Menschen immer besser gehen sollte. Er freute sich stets über das jährliche Westpaket zu Weihnachten. Dennoch gab es für ihn noch andere Werte, als nur der Segen des Konsums, der nicht selten mit der Flucht aus der DDR realisiert und häufig mit dem Drang nach „Freiheit“ gerechtfertigt wurde.


Immer wieder wird die Frage diskutiert, ob die DDR ein Unrechtsstaat war oder nicht. Im Prinzip werden nur die zwei bekannten Positionen „ja“ und „nein“ demagogisch ins Feld geführt. Da entstehen Fragen: Wie würde mein Vater diese Diskussion erleben? Er war geblieben und brachte sich nach seinen Wertvorstellungen in den Staat der DDR ein. Hat er damit den vermeintlichen Unrechtsstaat unterstützt, weil er geblieben ist und nicht die Freiheit oder vielleicht auch nur den uneingeschränkten Konsum gewählt hat? Müsste er zum jährlich gefeierten Einheitsjubiläum ein schlechtes Gewissen haben, dass er nicht freigekauft wurde, da er keinen Fluchtversuch unternommen und damit auch nicht das Glück der zurückgebliebenen Familie gefährdet hatte? Sind nur die, die – warum auch immer –, gegangen sind, an dem immer wiederkehrendem Jubiläum die Helden?


Nach seiner Verhaftung hatte meine Mutter mit vielen Mühen eine Arbeitsstelle als Schreibkraft in der Likörfabrik Eisenachs gefunden. Damit konnte Sie das Leben mit meiner Schwester, Jahrgang 1942 und meinem Bruder, Jahrgang 1947, bestreiten. Nach meiner Geburt blieb meine Mutter wieder zu Hause und füllte das damals in beiden Teilen Deutschlands bestehende Gesellschaftsbild einer Mutter aus. Mein Vater konnte mit seiner neu gefundenen Anstellung als Verkäufer wieder den Lebensunterhalt unserer Familie bestreiten.


Doch das Leben wurde anspruchsvoller, nicht nur aus materieller Sicht. Auch meine Mutter wollte neben ihrer Rolle als Hausfrau über weitere Freiräume zur Selbstverwirklichung verfügen. Sie stammte aus einem Elternhaus, dass schöngeistig und christlich geprägt war. Daher brachten ihre Eltern auch durch Sparsamkeit das Schulgeld für eine bessere Schulbildung ihres einzigen Kindes auf. Ihr Vater war Schriftsetzer und ein Autodidakt mit vielen künstlerischen Fähigkeiten. Er meldete sich im ersten Weltkrieg freiwillig an die Front. Nach dem Zweiten Weltkrieg stand für ihn auch das Ziel zum Aufbau einer besseren Welt unter dem Motto „nie wieder“. Er wurde Neulehrer und unterrichtete bis zu seinem plötzlichen Tod 1960 als bekennender Christ in Deutsch, Zeichnen und Musik und war kein Mitglied einer Partei. Dennoch pflegte die Gemeindeverwaltung noch über 50 Jahre lang das Grab meines Opas, da er im Thüringischen Ort Fambach als Lehrer und Mensch beliebt war und geschätzt wurde. Seine Frau siedelte 1972 als Rentnerin nach West-Berlin zu ihrer Schwester über.



Die verlängerte Schulzeit


Mein Vater war zwischenzeitlich in einem Privatbetrieb als Produktionsleiter tätig. Dieser gehörte einem Klassenkameraden seiner Abiturklasse. Sie lieferten Autoteile für den Wartburg des hiesigen Automobilwerkes. Etwa ein Jahr vor meiner Einschulung nahm meine Mutter eine Halbtagsstelle als Bürokraft im Eisenacher Landesmuseum an. Folglich musste ich vormittags den in der Nähe des Museums liegenden Kindergarten besuchen. Bis dahin hatte ich nur Kontakt zu meinen älteren Geschwistern und drei Kindern in dem Haus, indem wir wohnten. Für mich war der Kindergarten mit den vielen fremden Kindern eine bedrohliche Welt, die massiv mit lautem Heulen und der Verweigerung am gemeinsamen Spielen ablehnt wurde. Kurze Zeit später hatte ich Keuchhusten und durfte daher nicht in den Kindergarten. Danach hatte meine Mutter es nicht wieder mit dem Kindergarten versucht, sondern nahm mich mit ins Büro im Museum. Ich tat dort alles, um während dieser Zeit nicht aufzufallen und beschäftigte mich mit Malen oder beim Zusehen, wie ein Angestellter für die Besucher das Gießen von Zinnfiguren vorführte.


In dieser Zeit gab es auch sehr viel Streit zwischen meinen Eltern. Meine Schwester hatte nach der achten Klasse eine Ausbildung im evangelischen Kindergarten in Eisenach erhalten. Die Bedingung war, dass sie die ganze Woche dort verblieb und nur am Sonntag bei uns zu Hause war. Im Ergebnis wurde sie sehr stark beeinflusst und wollte im Mutterhaus der Diakonissen von Eisenach eine weitere Ausbildung als Krankenschwester mit dem Ziel aufnehmen, nach der Probezeit einer Novizin als Diakonisse zu leben. Meine sehr religiöse Mutter fühlte sich geschmeichelt, als deswegen der leitende Pfarrer bei uns zu Hause vorsprach. Mein Vater war strikt dagegen, dass meine Schwester Diakonisse werden wollte oder sollte. Meine Mutter setzte sich durch und sorgte auch dafür, dass mein Bruder und ich regelmäßig die Christenlehre und sonntags den Kindergottesdienst besuchten.


Mit sechs Jahren wurde ich nicht in die Schule unseres Wohnbezirkes, sondern in eine Spezialschule mit erweitertem Russischunterricht im Zentrum Eisenachs eingeschult. Ursache dafür war mein Bruder, der mit Beginn der dritten Klasse in diese Schule umgeschult wurde. Generell wurde leistungsstarken Schülern die dort existierende Russischklasse angeboten, wo sie schon ab der dritten Klasse die Sprache Russisch erlernten. Ab der fünften Klasse kam für diese Schüler als zweites Pflichtfach die englische Sprache hinzu. Dort gab es auch normale Klassen, die erst zur fünften Klasse das Pflichtfach Russisch hatten und ab der achten Klasse auf freiwilliger Basis noch als zweite Fremdsprache Englisch erlernen konnten. Für meine Eltern stand fest, dass auch ich ein leistungsstarker Schüler sein werde und hatten mich daher gleich in die Schule meines Bruders einschulen lassen.


Sie hatten jedoch nicht mit meinem Dickkopf gerechnet, denn ich weigerte mich später in die Russischklasse zu wechseln. Ich hatte immer wieder beim Spielen beobachtet, wie mein Bruder zusammen mit meiner Mutter stundenlang russische Vokabeln lernen musste. Besonders hatte mich dabei die Verzweiflung meines Bruders beeindruckt, wenn er feststellen musste, dass meine Mutter schneller die Vokabeln verinnerlichte, als mein Bruder. Erst viel später habe ich meine Ablehnung bereut. Denn die Russischklassen hatten aufgrund der Homogenität des Leistungsvermögens dieser Schüler eine breitere und tiefgründigere Wissensvermittlung. Mein Bruder verfügt über ein sehr großes Allgemeinwissen und hatte frühzeitig gelernt, zu lernen.


Mein Leistungsvermögen erkannte auch mein Lehrer in der fünften Klasse, der gerade frisch als Junglehrer die Klasse übernommen hatte. Er sagte immer wieder, Trier du bist ein Pferd, das doppeltes Futter braucht. Leider hatten wir diesen Lehrer nicht sehr lange. In meiner Klasse befand sich auch der Sohn des Kreisschulrates. Der war sehr stark von seinem Vater geprägt und lobte bei jeder Gelegenheit den Aufbau des Sozialismus und die Notwendigkeit alles dafür zu tun, dass der Klassenfeind keinen Raum bekommt. Es war üblich, dass nach der Korrektur von Aufsätzen, die Note mit einigen Bemerkungen zum Aufsatz bekannt gegeben wurde. So auch bei einer Rückgabe, wo dieser Lehrer sagte: „Oleg, Dein Aufsatz war nicht schlecht. Aber ich möchte am Ende nicht immer das erhobene rote Fäustchen sehen“. Oleg hatte wieder vollkommen zusammenhanglos am Ende von der Notwendigkeit des Sieges des Sozialismus geschrieben.


Als der Junglehrer kurz vor dem Zahltag mit einem noch nicht gedeckten Scheck Geld abgehoben hatte, war der Anlass da und er wurde in eine andere Schule als Pionierleiter strafversetzt. In der DDR gab es bei den Girokonten kein Dispokredit und vorfristig eingelöste Schecks von einem Gehaltskonto wurden dem Betrieb zur Durchführung eines erzieherischen Gesprächs mitgeteilt.


Wir wohnten in einem Mehrfamilienhaus, dessen Eigentümer in Kassel wohnte und dieses von einem Hausverwalter betreuen ließ. Dabei unterlagen die Wohnungen wegen der regelmäßigen Flucht in den Westen einer Fluktuation. Zuerst war der in Parterre wohnende Hausmeister weg. Danach die an meiner Schule lehrende Lehrerin. Ihr Vater war ein berühmter U-Boot-Kommandant mit hoch dekorierten Auszeichnungen gewesen. Danach ging eine weitere Familie, mit der wir engen Kontakt hatten. Ihr ältester Sohn pendelte bis zum endgültigen Weggang zwischen Ost und West, je nachdem, wo er etwas „ausgefressen“ hatte. Ich war mal Ohrenzeuge, wie mein Vater angehalten wurde, wegzugehen oder dann zu mindestens Fleisch und andere Lebensmittel einwecken sollte. Dann ging der Fahrlehrer mit seiner Familie weg, der mich immer ein Stück mit seinem Fahrschulauto mitgenommen hatte. Eines Tages war in der Thüringer Landeszeitung, der Parteizeitung der LDPD, das Dach unseres Nachbarhauses abgebildet. Es zeigte mit entsprechender Bildunterschrift die nach dem Westen gerichtete Fernsehantenne. Noch eine weitere Familie ging in den Westen bis auch in Thüringen die Grenze unüberwindbar war. Danach gab es später einen spektakulären Fall. Den betraf keine Familie unseres Hauses, sondern einen Arzt aus Eisenach. Im Streit mit einem Mitarbeiter des Rates des Kreises hatte er seinen Weggang sogar öffentlich angedroht. Er überwandte mit seiner Familie und seinem PKW Wartburg die Sperranlage auf der Brücke nach Großburschla in den Westen.


Mein bester Schulfreund siedelte zu Beginn der 8. Klasse nach Düsseldorf über. Als kleines Kind kam er, in Düsseldorf geboren, zu seinen Großeltern nach Eisenach. Ich bin faktisch bei ihm mit aufgewachsen, da wir jeden Tag nach der Schule bei seinen Großeltern zusammen Hausaufgaben machten und die Zeit danach gemeinsam verbrachten. Sein Großvater hatte das Hobby eines Flug- und Schiffsmodellbauers und nicht nur das. Er hatte eine gut ausgerüstete Werkstatt und allerhand andere Basteleien, wie zum Beispiel eine Spielkartenmischmaschine, realisiert. Mein Schulfreund und ich gingen mit seinem Opa oft in die Natur. Er war ein Fliegeroffizier im zweiten Weltkrieg und mein Freund zeigte mir mal seine Orden, als er das Versteck zufällig gefunden hatte. Sein Großvater und seine Großmutter waren im Gegensatz zu ihren zwei Söhnen auch geblieben. Den Lebensunterhalt verdiente der Großvater als Heizer im Automobilwerk, vermutlich aufgrund seiner Vergangenheit. In diesem Bereich waren noch mehrere ehemalige Wehrmachtsoffiziere tätig. Vermutlich war die Bilanz des Opas ebenfalls positiv, wenn er im Unterbewusstsein die positiven und negativen Seiten seines Lebens nach dem Krieg abgewogen und seine Heimat sicherlich ein großes Gewicht für ihn eingenommen hatte. Noch bevor mein Schulfreund 14 Jahre alt wurde, hatten die Großeltern einen Antrag zur Übersiedlung zu seinem Vater nach Düsseldorf gestellt, der zwischenzeitlich eine neue Ehe eingegangen war. Die Erwartungen wurden jedoch nicht erfüllt. Als mein Schulfreund in den nächsten großen Ferien seine Großeltern besuchte, wollte er nicht wieder in den Westen zurück. Auch bei ihm war der neu erlebte Luxus nicht so bestimmend. Da die Großeltern schon sehr betagt waren, fanden Sie die Lösung mit seinem Onkel in Frankfurt/Main. Dieser war auch während der ganzen Zeit seines Lebens in Eisenach die Bezugsperson für meinem Schulfreund gewesen.


In der achten Klasse erfolgte die Entscheidung der Schulleitung, wer die Erweiterte Oberschule zum Erwerb des Abiturs besuchen konnte. Eines Tages bekamen wir von unserer Deutschlehrerin das Thema für einen Aufsatz „Wie ich mir mein künftiges Leben vorstelle“ gestellt. Sie hatte den Vornamen Rosemarie und hatte bei uns auch aus anderen Gründen den Spitznamen „die rote Rosa“.


Das Thema viel mir leicht. Ich hatte immer, wenn es nur ging, meinen Vater von der Arbeit abgeholt. Bevor er die Betriebsräume abschloss, machte er seinen Rundgang. Dabei zeigte er mir häufig neue Autoteile, deren Herstellung die Firma übernommen hatte. Und wenn genügend Zeit war, durfte ich mich an eine Maschine setzen und unter seiner Anleitung einen Arbeitsgang ausführen. Für mich stand da schon fest. Ich werde mal, wie der Chef meines Vaters, Maschinenbau studieren und einen kleinen Betrieb aufmachen. Denn damit konnte man noch zu dieser Zeit sehr gut in der DDR leben. Er hatte stets das neueste Modell des Autos vom Typ Wartburg, eine schöne Villa im besten Viertel der Stadt und jedes Jahr für die damalige Zeit außergewöhnliche Urlaubsorte, wie Varna, Kuba oder auch Jugoslawien. Daher lies ich beim Schreiben meinen Träumen ihren Lauf.


Generell hatte die Bearbeitung dieses Themas bezogen auf die Teilnoten zum Inhalt, Ausdruck oder der Rechtschreibung und Grammatik die Erwartungen unserer Lehrerin nicht erfüllt. Mit voller Empörung begann sie die Rückgabe der einzelnen Arbeiten. Ich war der letzte, der seinen Aufsatz bekam. Meine anfängliche Hoffnung, dass ich wenigstens einen guten Aufsatz abgeliefert hatte, verflog sofort als sie mit der Feststellung begann: Und hier will einer sogar Kleinkapitalist werden. Mein Vater hatte mich jedoch danach nicht wegen der schlechten Note gerüffelt, sondern meine Vorstellungen respektiert.


Dann erfolgte der entscheidende Elternabend wo auch bekannt gegeben wurde, wer die Erweiterte Oberschule besuchen kann, um das Abitur abzulegen. Mein Vater kam sehr enttäuscht nach Hause. Denn ich war nicht dabei. Meine Schulnoten waren nicht schlecht, jedoch ein Ergebnis des Lernens ohne Anstrengung und nicht das Ergebnis intensiven Lernens zur Erschließung aller Leistungsreserven. Es gab bessere Schüler bei der begrenzten Anzahl von Plätzen. Es war auch nicht die fehlende Verpflichtung als Zeitsoldat, da zu diesem Zeitpunkt der Wechsel ab der 9. Klasse erfolgte. Erst später, da hatte ich die Schule schon hinter mir, erfolgte der Wechsel zur Abiturklasse nach der 10. Klasse und eine Verpflichtung als Zeitsoldat war mit ein Entscheidungskriterium, dass aber eine gewisse Qualität an Schulnoten ebenfalls voraussetzte. Mein Bruder hatte fünf Jahre zuvor ohne Probleme die Zulassung zur Abiturklasse erhalten.


Es war auch nicht mein Traum vom Fabrikbesitzer oder meine gelebte Kirchenbindung, als einer der wenigen meiner Klasse, die den Konfirmandenunterricht besuchten und ich mich erst später entschlossen hatte, doch noch an den Jugendstunden in Vorbereitung der Jugendweihe teilzunehmen. Die recht späte Teilnahme war das Ergebnis des geweckten Interesses nach der Teilnahme meiner Mitschüler an den ersten Jugendstunden, die doch sehr vielseitig und interessant waren. Es war auch nicht das Wirken meiner Schwester als Diakonisse und die starke Bindung unserer Familie zur evangelischen Kirche, die die Entscheidung zur Nichtzulassung beeinflusst hatte.


Mein Vater nahm den Kontakt zur Lehrwerkstatt des Automobilwerkes auf. Dort konnte man nach der Schule eine dreijährige Berufsausbildung zum Werkzeugbauer mit Abitur absolvieren. Im Ergebnis seiner Aktivitäten bewarb ich mich vorzeitig um eine Lehrstelle. Ich wurde zu einem Gespräch zusammen mit meinem Vater eingeladen. Ich unterschrieb einen Vorvertrag für den Lehrvertrag zur Berufsausbildung mit Abitur. Mit dem Vorvertrag wurden klare Ziele vorgegeben, die bei Erfüllung automatisch den Abschluss des Lehrvertrages begründen würden. Die Welt war wieder in Ordnung und meine Motivation mit dem neuen Klassenlehrer ab der neunten Klasse hoch. Die Erfolge stellten sich auch gleich ein. Dann der plötzliche Suizid meines Vaters nach einer längeren Krankheit. Erst später merkte ich, wie sehr mich das belastet und mein späteres Verhalten bestimmt hatte.


Noch vor dem Abschluss der 10. Klasse wollte meine Mutter wieder in Ihre Heimatstadt nach Erfurt in den Stammsitz ihres Betriebes wechseln. Daher informierte ich mich über neue Möglichkeiten zur Ausbildung im Umfeld von Erfurt und sympathisierte mit einem Ausbildungsplatz als Chemieanlagenbauer mit Abitur. Da konfrontierte mich mein Klassenlehrer mit seiner Idee, ob ich nicht Lust hätte, Diplomlehrer für Mathematik und Physik zu werden. An der Pädagogischen Hochschule in Erfurt wären noch Plätze für einen einjährigen Vorbereitungslehrgang frei. Bei erfolgreicher Absolvierung würde das Studium im ersten Studienjahr beginnen. Ich hatte bis dahin eine sehr schöne Schulzeit und plötzlich die Aussicht, diese als späterer Lehrer, in einer anderen Art weiterzuleben. Das war für mich sofort eine vollkommen neue Perspektive, die mich begeisterte. Ich unterzog mich der Aufnahmeprüfung und absolvierte den Vorbereitungslehrgang mit Erfolg, so dass ich schon das erste Studienjahr mit einem Leistungsstipendium von zusätzlichen 60 Mark zu dem üblichen Stipendium von 190 Mark begann.


Im Vorbereitungslehrgang hatte ich ein einmaliges Erlebnis, dass mit einer Mathematikvorlesung begann. Es erschienen zwei Herren und sprachen kurz mit Dr. Vieregge und dann zu uns. Wir, als zukünftige Lehrer könnten zeigen, dass wir zur Politik der Partei und Arbeiterklasse stehen. Es wäre doch an der Zeit, dass die DDR anerkannt wird. Dazu hätten wir Gelegenheit dies zu fordern, wenn wir zu einem vorgegebenen Zeitpunkt in der Thomasstraße vor dem Haupteingang des Bahnpostamtes eintreffen würden. Die Lehrveranstaltungen sind deshalb für heute beendet. Da Conrad Ahlers vor dem Treffen mit Willi Stoph und Willy Brandt mit negativen Äußerungen in Aktion getreten war, könnten wir auch dagegen protestieren, indem wir „Pfui Ahlers“ rufen. Es wurde nochmals betont, nicht „buh“, sondern „pfui“ zu rufen. Nachdem wir über das Gelände des Bahnpostamtes und der angrenzenden Reichsbahndirektion vor den Erfurter Hof geleitet wurden, fingen schon die angestimmten Sprechchöre an. Plötzlich kam der Ruf, „Willi komm ans Fenster!“ Der Ruf wurde immer lauter. Nach einiger Zeit zeigte sich auch Willi Stoph. Da wurde links von mir aus einer Gruppe „buh“ gerufen, was von den Umstehenden emotional aufgenommen und mitgerufen wurde. Und gleich nach den Buh-Rufen folgte der Ruf „Willy Brandt ans Fenster!“ Es dauerte nicht lange, da zeigte er sich, was mit Begeisterung erwidert wurde. Auch ich war begeistert, das Treffen aus nächster Nähe erlebt zu haben, wie auch immer.


Meine Art des leichten Lernens und die vielen neuen Möglichkeiten des Studentenlebens waren jedoch für meine Entwicklung nicht von Vorteil. Nach dem plötzlichen Tod meines Vaters lebte ich mich von meiner Mutter immer weiter auseinander. Mit dem Abschluss des zweiten Studienjahres hatte ich das Zwischendiplom für das zweite Unterrichtsfach Physik absolviert und begann mit dem Fachstudium in Mathematik mit der Wahl des Fachgebietes Analytische Geometrie. Nicht geschafft hatte ich die obligatorische Zwischenprüfung im Fach Marxismus-Leninismus. Auch war noch ein weiteres Testat offen. Gleich zu Beginn des Studienjahres erhielt ich auch noch einen Verweis, wegen unregelmäßigen Besuch der Lehrveranstaltungen. Alle Lehrveranstaltungen waren Pflichtveranstaltungen und es kam vor, dass die Anwesenheit in Vorlesungen kontrolliert wurde. In der DDR gab es eine Regelstudienzeit, wo jedes Semester und Studienjahr mit Prüfungen und gegebenenfalls mit Wiederholungsprüfungen abgeschlossen werden musste. Wurde die Wiederholungsprüfung nicht bestanden, konnte man noch einmal einen Antrag auf eine zweite Wiederholungsprüfung stellen. Danach erfolgte die Exmatrikulation, wenn auch dieser gewährte Versuch nicht bestanden wurde.


Zu Hause gab es häufig Streit mit meiner Mutter. Eines Tages wurde ich zum Direktor für Erziehung und Ausbildung gerufen und mir eröffnet, dass ich sofort ins Internat zu ziehen und die elterliche Wohnung nicht mehr zu betreten hätte. Ich fiel aus allen Wolken und wurde informiert, dass eine Beschwerde des Parteisekretärs des Betriebs meiner Mutter, sie war jedoch kein Mitglied der SED, wegen meinem Verhalten ihr gegenüber vorliegen würde. Da die Wohneinheiten mit mindestens fünf Studenten belegt waren fragte ich nach, ob ich dann wenigsten eine eigene Wohneinheit erhalten würde, als sogenannte neue Heimat.


Mein Ansinnen wurde empört zurückgewiesen und mir gegenüber erwidert, wenn ich nicht in das Internat zu den Bedingungen der anderen Studenten umziehen würde, dass ich mich dann einem weiteren Disziplinarverfahren unterziehen müsste. Dieses Angebot nahm ich selbstbewusst an und ahnte nicht, dass die Beschwerde ausreichen würde, mich mit einer Sperre für eineinhalb Jahre von allen Universitäten und Hochschulen der DDR zu belegen. Nach der Verhandlung vor dem Disziplinarausschuss der Hochschule stand ich ohne Beruf einer ausweglos erscheinenden Situation gegenüber.


Auch in der DDR gab es in solchen Fällen ein Rechtsmittel, indem ich einen Widerspruch direkt bei der Ministerin für Volksbildung einlegen konnte. Ich habe dieses Rechtsmittel mit einem umfassenden Brief an Ministerin Margot Honecker in Anspruch genommen. Dabei war ich ziemlich zuversichtlich, dass meine Sperre aufgehoben und in einen strengen Verweis umgewandelt wird. Zufällig traf ich meinen alten Lehrer aus der fünften Klasse in der Stadt Erfurt wieder. Er war zwischenzeitlich als politischer Mitarbeiter bei der SED Stadtbezirksleitung tätig, die auch für die Pädagogische Hochschule zuständig war. Er versprach mir, sich sachkundig zu machen. Dann kam die Ablehnung des Widerspruches vom Ministerium für Volksbildung. Wenig später bekam ich den Vorwurf von meinem Lehrer, anstelle mir Asche aufs Haupt zu streuen, hätte ich noch die Hochschule wegen der Art und Weise der Durchführung des Verfahrens bei der Ministerin angegriffen.
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Urkunde zum Rehabilitierungsbeschluss an der PH Erfurt/Mühlhausen.





1993 stellte die Rehabilitierungskommission der Pädagogischen Hochschule fest, dass das „diesen Ausschluss begründende Protokoll offensichtlich durch nachträgliche Verschärfung dem Ministerium für Volksbildung gegenüber besonders beweiskräftig gemacht worden ist“. Es wurde eine manipulierte Abschrift des Protokolls dem Ministerium vorgelegt, deren Richtigkeit von der damaligen und noch 1993 tätigen Sekretärin des Hochschuldirektors gezeichnet wurde.





Eine berufliche Alternative


Nach der Relegierung von der Hochschule arbeitete ich, wie schon während meines Studiums, als Aushilfe beim Bahnpostamt in Erfurt. Es war November und das Paketaufkommen, insbesondere aus dem Westen hatte stark zugenommen. Als der Dienststellenleiter erfuhr, dass ich eine Arbeitsstelle benötigte, ging dieser mit mir sofort zum Abteilungsleiter. Ich war diesem als bewährte Aushilfe bekannt, die auch bei Bedarf die Funktion einer Aufsicht für einen Arbeitsbereich ausüben konnte. Wir gingen zusammen zum Kaderleiter, heute der Personalchef und er fragte diesen, ob er nicht einen Arbeitsplatz für mich hätte. Dieser stellte mir in Aussicht, ab dem nächsten Jahr als Oberaufsicht im Bahnhofspostdienst arbeiten zu können. Bis dahin sollte ich erst einmal als Aushilfe beim Be- und Entladen der Güterwagen vom und zum Westen arbeiten.


Nach kurzer Zeit bekam ich von der Abteilung Inneres des Rates des Stadtbezirkes Erfurt-Süd eine Vorladung. Dort wurde mir vorgehalten, dass ich noch keiner geregelten Arbeit nachgehen würde. Eine anwesende Dame eines Betriebes hätte einen Arbeitsplatz für mich, den ich anzunehmen hätte. Meine Empörung für eine solche Art der Vorgehensweise war groß und ich lehnte das Ansinnen wortreich ab. Ich weiß auch bis zur Gegenwart nicht, welchen Betrieb diese Dame vertrat. Ich verwies auf die Absprache mit der Post. Dem konnte sich der Bearbeiter nicht entziehen und er setzte mir gleich zu Beginn des neuen Jahres eine Frist. Bis dahin hatte ich den mit der Post abgeschlossenen Arbeitsvertrag vorzulegen. Ansonsten würde mir ein Arbeitsplatz zugewiesen werden. Im neuen Jahr sprach ich vereinbarungsgemäß beim Kaderleiter im Bahnpostamt zum Abschluss eines Arbeitsvertrages als Oberaufsicht vor. Er wollte davon nichts mehr wissen und bot mir eine Stelle als Lastenaufzugsführer an. Die Aufgabe war, die Rollbehälter per Hand in den Fahrstuhl zu schieben und auf den Bahnsteig des Erfurter Hauptbahnhofes zum vorgesehenen Standplatz zu verbringen. Analog waren die aus den ankommenden Zügen ausgeladenen Sendungen über den Fahrstuhl zur Karrenbahn des Bahnpostamtes zu verbringen. Dazu waren immer zwei Mitarbeiter pro Schicht vorgesehen.


Ich hatte nun ein Problem und wollte auch nicht mit leeren Händen wieder bei der Abteilung Inneres vorsprechen. Daher schloss ich diesen Arbeitsvertrag ab. Erst danach stellte ich fest, dass diese Arbeit körperlich sehr schwer war, die keiner auf Dauer machen wollte. Daher waren dort Mitarbeiter tätig, die sehr unzuverlässig waren und insbesondere am Gehaltszahltag, Fehlschichten verursachten. Daher war ich oft allein eingesetzt. Ein halbes Jahr später fragte mich ein Bahnpostfahrer, ob ich nicht im Fahrdienst arbeiten wollte. Sie brauchten zuverlässige Leute. So fuhr ich mit dem Bahnpostwagen nach Berlin, Dresden, Stralsund und Meiningen. Da konnte ich zumindest meine Merkfähigkeiten und den Umgang mit Zahlern einbringen. Das blinde Sortieren am Briefverteilspind, ohne eine vorherige Beschriftung an den Verteilfächern vorzunehmen, war eine Spezialität von mir.


Dann war der Zeitpunkt gekommen, wo ich bei der Pädagogischen Hochschule den Antrag auf Wiederzulassung im dritten Studienjahr stellte. Dazu brauchte ich auch eine Beurteilung von Bahnpostamt. Es wurde mir die Perspektive eröffnet, doch bei der Post zu bleiben und ein Fernstudium im Sinne der Post zu absolvieren. Zu diesem Zeitpunkt hatte ich schon meine künftige Partnerin kennen gelernt, die gerade ihre Lehrzeit bei der Post erfolgreich beendet hatte. Das Angebot war verlockend, jedoch wollte ich es an der Hochschule nun wissen und mein angefangenes Studium innerhalb der noch ausstehenden zwei Jahre abschließen.


Die Beurteilung der Post war bestens und die Hochschule konnte sich der Zulassung für das Herbstsemester im 3. Studienjahr nicht verschließen. Es gab jedoch die Bedingung, dass ich noch im April die Lehrveranstaltungen des zweiten Studienjahres, ohne Einschreibung, als Externer besuchen sollte, um den Anschluss wieder zu finden. Dabei sollte ich auch die Arbeiten zum noch fehlenden Testat in einem Fach und die Nachprüfung im Fach Marxismus – Leninismus des Fachgebietes Politische Ökonomie absolvieren. Außerdem wurde mir unmissverständlich mitgeteilt, dass ich mein Fachstudium auf dem Gebiet der Analytischen Geometrie nicht mehr fortführen könne, da der Kurs voll belegt sei. Es blieb mir nur noch der Kurs für Analysis.


In der zugeteilten Seminargruppe fühlte ich mich fremd und fand keine Kontakte, zumal ich nicht wie die anderen, im Internat wohnte. Ich wohnte immer noch bei meiner Mutter, mit der ich mich zwischenzeitlich ausgesöhnt hatte. Sie war damals sehr betroffen vom Ausgang des Verfahrens. Es wäre nicht ihre Absicht gewesen, dass sich ihr Betrieb direkt an die Hochschule gewendet hatte. Sie wollte nur, dass mit der betrieblichen Hilfe mir ein eigener Wohnraum zur Verfügung gestellt wird. Dann erfolgte die Nachprüfung im Fach Politische Ökonomie bei Prof. R. und Dr. K. Der Lehrstuhlinhaber war Prof. Hub, später als IM bezeichnet. Im Gegensatz zu Dr. K war ich Dr. R. aus anderem Grunde bekannt. Seine Tochter studierte an der gleichen Hochschule die Fächer Russisch und Kunst und wahr bis zur Exmatrikulation eine Freundin von mir, die ich auch zu Hause aufsuchen durfte. Jedoch ohne weiteren Kontakt zu ihrem Vater, außer guten Tag und auf Wiedersehen. Ich hatte in dieser Prüfung nicht annähernd eine Chance und wurde zum Ende regelrecht abgekanzelt. Es kam bei mir das Gefühl auf, dass eigentlich eine gewisse Abneigung mir gegenüber bestand und vielleicht bei der nun letzten Möglichkeit zur Wiederholungsprüfung ebenfalls keine Chance haben werde. Ich beschloss, nicht mehr meine Absichten zu verfolgen und kehrte zum Bahnpostamt zurück. Acht Jahre später traf ich Dr. K. im Rahmen einer längeren stationären Behandlung in einer Klinik wieder. Er empfing mich sofort mit dem Ausruf, Du bist doch der Trier. Das war auch alles, was wir in Bezug der damaligen Zeit besprochen hatten. Er war zwischenzeitlich erkrankt und ich hatte den Eindruck, dass er selbst mit seiner Tätigkeit nicht mehr viel im Sinn hatte. Daher respektierten wir uns gegenseitig und hatten einen freundlichen Umgang während der Klinikzeit.


Bei der Post zurück, war auch erst einmal nichts mehr mit dem angebotenen Studium. Ich sollte im Rahmen der Erwachsenenqualifizierung den Postfacharbeiter erwerben. Das Angebot nahm ich mangels Alternativen an. Kurz nach Beginn der Qualifizierung folgte auch der gemeinsame Entschluss, unsere Ehe zu schließen. Ich hatte mich in der FDJ Gruppe des Bahnpostamtes engagiert und bin damit auch dem Parteisekretär des Bahnpostamtes aufgefallen. Noch kurz vor der Hochzeit eröffnete er mir, ich solle doch Kandidat der SED werden und nicht nur Verantwortung für meine künftige Familie, sondern auch für die Gesellschaft übernehmen. Er war eine ehrliche Haut und kein Eiferer, sondern versuchte die an ihn gestellten Anforderungen mit Überzeugung zu erfüllen. Es gab für mich kein Grund, sich seinem Ansinnen zu verschließen. Ich musste auch nicht Kandidat werden, um eine Delegation des Betriebs zu dem nach wie vor von mir angestrebten Fernstudium zu bekommen, wie er ausdrücklich darauf hingewiesen hatte.


So wurde ich Kandidat und nach einem Jahr der Bewährung Mitglied der SED. Nach der erfolgreichen Qualifikation zum Postfacharbeiter erfolgte die Delegierung zum Fernstudium. Allerdings nicht wie von mir beabsichtigt, für die Verkehrshochschule in Dresden zum Studium an der Sektion Verkehrskybernetik, sondern für die Fachhochschule in Naumburg. Es gab im Bahnpostamt keinen Beschäftigten, der über einen Hochschulabschluss verfügte. Lediglich der Leiter des Bahnpostamtes absolvierte zu diesem Zeitpunkt ein Fernstudium der Ökonomie in Dresden.



Familie und Beruf bis zum


ereignisreichen Jahr 1989


Das Fachschulstudium war kein Problem. Für die naturwissenschaftlichen Fächer hatte ich eine ausgezeichnete Vorbildung. Für die posttypischen Fächer ohnehin ein Interesse und die Fähigkeit zum effektiven Selbststudium. Das Lehrerstudium erfolgte unter der Annahme, wenn dieses geschafft, bin ich Lehrer und habe mein Berufsziel erreicht. Im Bahnpostamt habe ich sehr schnell gemerkt, dass ich mich nur mit Leistung hocharbeiten kann. Dabei gab es bei der Post offenbar keine Grenzen. Im Gegenteil, da die Post in der Volkswirtschaft das fünfte Rad am Wagen war, war das Qualifikationsniveau auf den jeweiligen Führungsebenen nicht so stark ausgeprägt. Es gab da zwei Möglichkeiten zur Karriere. Eine war davon mit Wissen und entsprechenden Qualifikationen sich so anzubieten, damit man man auch nicht, aus welchen Gründen auch immer, übergangen werden konnte.


Auch konnte im betrieblichen Vorschlagswesen durch Verbesserungsvorschläge nebenbei gutes Geld verdient werden. Das setzte jedoch voraus, dass der Vorschlag nicht zu den eigenen Arbeitsaufgaben gehörte. So war es erforderlich, dass ich mich auch mit Prozessen anderer Bereiche beschäftigte und somit Geld nebenbei für meine neu gegründete Familie verdiente. Diese Möglichkeiten bestanden auch bei der späteren Tätigkeit bei der Bundespost. Da hatte ich 2006 und kurz vor Weihnachten mit einem Schlag 106 T€ verdient. Dabei noch den dritten Platz in der dib-Rangliste der besten Vorschläge des Deutschen Institutes für Betriebswirtschaft belegt.


Mittlerweile war ich auch zum stellvertretenden Leiter der Dienststelle Bahnhofspostdienst im Bahnpostamt Erfurt aufgestiegen. Es stagnierte jedoch in finanzieller Hinsicht und auch perspektivisch gesehen. Ich hatte auch für unsere zwei Söhne mit zu sorgen. Der Parteisekretär des Bahnpostamtes wusste das. Eines Tages informierte er mich, dass die Stadtbezirksleitung der SED einen hauptamtlichen Mitarbeiter in der Abteilung Agitation und Propaganda sucht. Die Aufgaben waren u.a. den Literaturvertrieb zu organisieren, die Verbindung zu den Parteivorsitzenden der Blockparteien im Stadtbezirk zu halten, die in der Nationalen Front vereinigt waren. Er würde mich gerne dafür vorschlagen. Dabei sofort einen um ca. einem Drittel höheren Verdienst, davon monatlich 150 Mark als steuerfreie Aufwandsentschädigung.


Ich sah da eine Möglichkeit des höheren Gehaltes, was in absehbarer Zeit im Bahnpostamt nicht in Aussicht stand. Dabei sah der Parteisekretär nicht nur meine persönliche Situation, sondern es war für ihn auch nicht ungünstig einen Vertrauten in der vorgesetzten Leitung zu haben. In der heutigen Zeit sagt man dazu Netzwerk. Die Verlockung war groß. Ich sagte ja und bekam die Stelle.


Schon nach ein paar Tagen eröffnete mir der Abteilungsleiter für Mitgliederentwicklung, dass ich mein Fernstudium nicht weiter machen müsste. Es wäre für die Partei von Interesse, wenn ich im kommenden Jahr ein zweijähriges Fernstudium an der Bezirksparteischule absolvieren würde. Und je nach Ausgang, könnte ich anschließend ein einjähriges Direktstudium an der Parteihochschule bei hohem Stipendium mit fast der gleichen Bezahlung, wie gegenwärtig, absolvieren. Danach ständen mir alle Türen offen. Ich wollte mir jedoch eine gewisse Unabhängigkeit aufgrund meiner bisherigen Lebenserfahrung erhalten und lehnte ab. Er akzeptierte meinen Wunsch zum weiteren Studium an der Postfachschule. Er gehörte ebenfalls zu den ehrlichen Leuten, die für die Partei und nicht von der Partei lebten und dabei von einigen Mitgenossen oft nur ausgenutzt wurden. In meiner neuen Tätigkeit merkte ich sehr schnell, dass doch eine relativ große und einflussreiche Mehrheit bestand, die vorrangig ihre eigenen Interessen verfolgte und nicht danach handelte, dass es allen immer besser geht. Damals dachte ich noch, dass das aufgrund der Persönlichkeit des 1. Stadtbezirkssekretärs nur in dieser Stadtbezirksleitung ein Problem sein würde.


Ich bekam so meine ersten inneren Konflikte, die der Wirtschaftssekretär besänftigte. Er war damals, als die in unserem Haus wohnende Lehrerin und Tochter des U-Boot-Kommandanten nach dem Westen ging, in die frei gewordene Wohnung als Parteisekretär des Automobilwerkes eingezogen und kannte mich als Kind noch sehr gut. Erst in meiner neuen Tätigkeit sah ich ihn nach unserem Wegzug aus Eisenach wieder. Als die Sekretärin für Agitation und Propaganda mir auf meine Einwände erwiderte: „Der Mensch denkt und die Partei lenkt, das wirst Du noch lernen“, war nach einem Jahr meiner Tätigkeit der Lernwillen erloschen. Die nächste sich bietende Gelegenheit nutzte ich, um meine Entbindung von der Tätigkeit und den Wunsch der Rückkehr zur Post schriftlich kund zu tun.


Eine Genossin, die mit mir gleichzeitig in der Stadtbezirksleitung angefangen hatte, kannte meine Nöte. Sie sagte mir, dass sie die gleichen Probleme hätte. Jedoch meinte ihr Ehemann, sie sollte doch nicht so dumm sein und auf diesen Posten zu verzichten. Denn so viel Geld würde sie so schnell nicht wieder verdienen. Ich hielt damals diese Haltung nicht für besonders ehrenwürdig. Ich wusste aber damals auch noch nicht, dass man heutzutage für Geld noch viel mehr die eigenen Werte vergisst, besonders im Management großer Konzerne, aber auch in fast allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. So wird heutzutage u.a. für Manager die Weisheit vermittelt: Wenn Du mit dem System in deinem beruflichen Umfeld nicht zufrieden bist, dann versuche es zu verändern. Und wenn du es nicht verändern kannst, dann verlasse das System. Und wenn du das System nicht verlassen kannst, dann versuche es zu lieben. Indirekt und unbewusst hatte ich mich auch 1980 nach diesem Grundsatz verhalten. Aber nicht nur ich, sondern auch viele DDR-Bürger, die sich mit ihrem Leben mit den Bedingungen der Gesellschaft arrangierten, weil sie das System entweder als noch reformierungsfähig hielten oder auch aus anderen Gründen nicht verlassen wollten oder konnten.


Es erfolgte ein Gespräch beim ersten Bezirkssekretär. Das wurde mit folgenden Worten eröffnet: Es gibt nur zwei Möglichkeiten als hauptamtlicher Mitarbeiter aus dem Parteiapparat auszuscheiden. Entweder durch Tod oder durch Rausschmiss. Und beide Möglichkeiten kämen doch nicht für mich in Frage. Ich blieb hartnäckig und im Ergebnis sollte ich es noch einmal bedenken. Ich nahm Kontakt zum Parteisekretär des Bahnpostamtes auf. Wir hatten ein vertrauensvolles Verhältnis und er kannte meine Zerrissenheit, aber erst nach diesem Kontakt, auch meinen Entschluss dort aufzuhören. In einem Monat sollte der Arbeitsplatz des Dienststellenleiters der Röntgenkontrolle frei werden und er wusste, dass der Leiter des Bahnpostamtes hinsichtlich meiner fachlichen Fähigkeiten überzeugt war. Nach kurzer Zeit bekam ich die Information, wenn ich bei meinem Entschluss bleiben würde, diesen Arbeitsplatz zu bekommen. Damit verbunden war auch eine deutliche Reduzierung des Gehaltes um rund 200 Mark gegenüber meiner bisherigen Tätigkeit, was auch von meiner Ehefrau nicht beklagt, sondern akzeptiert und gestützt wurde. Damals betrug die Miete für unsere Dreizimmerwohnung 48 Mark, ein Wochenendeinkauf im Konsum und beim Fleischer jeweils ca. 15 Mark. Bei meinem Studium war ein erfolgreicher Abschluss in Sicht, sodass auch seitens meiner Stadtbezirksleitung keine Einwände wegen einer fehlenden Qualifikation erhoben werden konnten. Anfang August 1980 wurde ich freigestellt und zum 1. September übernahm ich die neue Arbeitsaufgabe.
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Sekretariatsbeschluss zum Ausscheiden aus der Abteilung Agit.-Prop.





Im Bahnpostamt wurde auch der grenzüberschreitende Auslandsverkehr für Pakete und Päckchen bzw. Sendungen mit Wareninhalt zollseitig bearbeitet. Für das klassische Ausland in der Dienststelle Verzollungspostamt. Nach der gesetzlichen Definition gehörten auch die Sendungen von und nach der Bundesrepublik zum Ausland. Generell war für Auslandssendungen die Post gegenüber dem Zoll vorführpflichtig. Das bedeutete, alle Sendungen waren dem Zoll vorzuführen. Für die Bundesrepublik wurde das aufgrund der hohen Sendungsmenge durch die beiden Dienststellen Röntgenkontrolle und Inhaltskontrolle realisiert. Alle Sendungen wurden von Mitarbeitern der Post in die Röntgengeräte eingelegt. Darin befand sich ein Mitarbeiter vom Zoll, der entschied, welche Sendungen unbeanstandet weitergeleitet werden durften und welche Sendungen der Dienststelle Inhaltskontrolle vorgeführt werden mussten. Dort wurden diese Sendungen von Mitarbeitern der Post geöffnet und der Inhalt dem Zoll auf dem Packtisch vorgelegt. Dann entschied ein Mitarbeiter des Zolls, ob die Sendung oder nur Inhaltsteile beschlagnahmt oder unbeanstandet weiter zu leiten waren.
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Einziehungsbescheid des Zolls.





Zu bestimmten Zeiten wurden aus der Vorkontrolle des Zolls, die an dem Zuführungsförderband positioniert war, Sendungen ausgeschleust, die direkt in Behälter einzulegen waren und der Lit-Stelle, so war diese bezeichnet, in einem anderen entfernt liegenden Objekt der Zollverwaltung transportiert und danach wieder diese Sendungen in den Beförderungsprozess eingeschleust wurden. Erst nach der Wende wurde bekannt, dass die in der Vorkontrolle, aber auch in der Zollfahndung tätigen Mitarbeiter bei der Staatssicherheit angestellt waren, die nur die Uniformen des Zolles getragen hatten. Der Sinn dieser Dienststelle „Lit“ ist mir bis heute nicht bekannt geworden. Die Mitarbeiter der Post dieser Stelle waren nur personalseitig der Dienststelle Röntgenkontrolle zugeordnet. Dabei hatte der Dienststellenleiter keinen Zutritt zu den Betriebsräumen. Als Postmitarbeiter arbeiteten zum Beispiel in dieser besonderen Dienststelle die Ehefrauen des Leiters der Bezirksbehörde der deutschen Volkspolizei und des Sicherheitschefs D. der Bezirksleitung Erfurt der SED.


Diese Dienststelle Röntgenkontrolle hatte ich zum 1. September 1980 übernommen. Es war schwierig als Postler zu agieren, da der Zoll ein Staat im Staate war. Aus meiner Sicht gab es immer wieder Interessenskonflikte zwischen der Post und dem Zoll. Insbesondere zu Beginn des Weihnachtsverkehrs. So wurden alle Geschenksendungen aus der DDR in den Westen in Röntgengeräten durchleuchtet. Wenn die Kontrolllampe aufleuchtete, musste der Postmitarbeiter die Kammer mit der Hand öffnen und die Sendung mit der Adresse nach oben einlegen. Auf der anderen Seite öffnete nach gleicher Aufforderung ein zweiter Mitarbeiter die Kammer, nahm die Sendung heraus und schob sie auf ein Band. Dabei brachte der Mitarbeiter der Post einen runden Kontrollstempel an. Der Mitarbeiter des Zolles legte zuvor mit einem Aufkleber fest, ob die Sendung unbeanstandet in den Westen befördert werden konnte oder einer Inhaltskontrolle zu unterziehen war.


Es dauerte zu Beginn meines ersten Starkverkehres auch nicht lange, wo nach dem Westen gehende Geschenksendungen zu hunderten zwischengestapelt waren, da der Zoll nur zu von ihm festgelegten Zeiten diese Sendungen bearbeitete. Oft waren in den Sendungen Lebensmittel, wie eine selbst geschlachtete Wurst u.a. enthalten. Es war aus meiner Sicht nicht hinnehmbar, dass diese Sendungen etliche Tage lagerten, teilweise schon aus dem Paket heraus stanken, um dann wieder an den Absender zurückgeschickt zu werden. Das entsprach aus meiner Sicht nicht dem Schutz der DDR-Wirtschaft, wenn man ein Ausfuhrverbot für bestimmte Lebensmittel verfügt und diese dann dennoch verdarben. Es gab noch andere zollseitig personalwirtschaftliche Maßnahmen, die nicht im Sinne eines geordneten Betriebsablaufes bei der Post waren. Ich überlebte deshalb auch nicht das Weihnachtsfest in dieser neuen Arbeitsaufgabe, wie es der nachfolgende Aktenvermerk belegt:
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Aktenvermerk der Post über die Beschwerde.





Kurz vorher war die Leitung der Dienststelle „Innerbetrieblicher Transport“ frei geworden, wo noch keine Lösung für eine Neubesetzung gefunden war. Sie war auch sehr problematisch, da dort eine sehr prekäre soziale Struktur bei den Mitarbeitern bestand. Es war eine Anzahl von Mitarbeitern tätig, für die von der Abteilung Inneres eine Arbeitsplatzbindung im Rahmen der bestehenden Bewährungsfristen nach Verbüßung einer Haftstrafe wegen asozialen Verhaltens ausgesprochen war. Solche Kräfte wurden vorrangig der Post wegen dem permanenten Bedarf an Arbeitskräften vom Arbeitsamt zugewiesen und mussten beschäftigt werden. Auch sonst war diese Dienstelle ein Sammelbecken persönlicher Mitarbeiterprobleme. So wurde das Verzollungspostamt mit dem staatlichen Orden „Banner der Arbeit“ ausgezeichnet. Kurze Zeit später wurde eine junge Mitarbeiterin eingestellt. Es dauerte nicht lange, da war sie arbeitsunfähig. Erst nach einer längeren Zeit, nachdem schon die Quote zum Krankenstand die Vorzeigedienstelle belastet hatte, war sie wieder arbeitsfähig. Es stellte sich heraus, dass die Verlängerung der Krankschreibung gefälscht war. So konnte sie dort nicht bleiben und ich musste sie übernehmen. Es war eine bildhübsche junge Frau, alleinstehend mit einem Kleinkind. Später hatte die Jugendhilfe mit einem Zeugen die Wohnung aufgesucht und das vollkommen verwahrloste Kleinkind in Obhut genommen.


Zum Zahltag war es schon gelebte Praxis, dass ich zu Beginn der Nachtschicht zusätzlich anwesend war, da es immer wieder vorkam, dass einzelne Mitarbeiter ihren Dienst nicht aufnahmen. Da eine gewisse Anzahl von Mitarbeitern für die Schicht erforderlich war, hatte ich mit meinem Trabant zuerst die fehlenden Mitarbeiter zu Hause aufgesucht und wenn nicht angetroffen, bin ich zu dienstfreien Mitarbeitern gefahren, um sie für eine Zusatzschicht zu werben. Denn zum Beginn des Frühdienstes wurde ein Rapport durchgeführt. Dort wurden die Betriebssituationen ausgewertet, wo ich mich dann im Falle von Unterbesetzungen zu rechtfertigen hatte. Dabei war ein bestimmter Angestellter besonders aktiv, der sich auf Kosten anderer als guter Kommunist und Kämpfer für den Sozialismus gegenüber dem Leiter bzw. Stellvertreter hervorgetan hat. Er hatte schon eine hervorgehobene Stellung. Das reichte ihm jedoch noch nicht. Auch war er Mitglied der Parteileitung, die selbst mit seinem Auftreten nicht immer einverstanden war, aber ihn auch nicht in die Schranken verwiesen hat. Er war auch kein IM, wie es sich später herausstellte. Er war nur ein Eiferer, der zu jeder Zeit verdeutlichen musste, dass er zu Recht in seiner Position war. Nach der Wende hatte er eine Kehrtwende vollzogen und forderte u.a. in seiner schlesischen Heimat auf einer dortigen Veranstaltung in einer extrem abstoßenden Art und Weise die Rückgabe des Eigentums, dass selbst ein ebenfalls dort teilnehmender Bürger, Mitglied einer anderen Volkspartei mit dem C im Namen nach seiner Rückkehr mir davon mit nachhaltiger Empörung und Scham berichtete.


Meine Dienststelle war schone eine Herausforderung. Aber schon nach einem Jahr hatte ich meinen Fachschulingenieur mit dem Prädikat sehr gut in der Tasche und es stand für mich fest, dass ich mich für ein neues Fernstudium an der Verkehrshochschule in Dresden für ein Studium zum Diplomingenieur an der Sektion Verkehrskybernetik bewerben werde. Das war ja mein Ziel von Anfang an und konnte damit weiteren Einfluss auf meinen beruflichen Werdegang nehmen. Dazu war es hilfreich, wenn ich über eine Delegierung des Betriebes verfügen könnte. Das war praktisch unter Berücksichtigung meines Einser-Abschlusses an der Fachschule schon die Zulassung, die jedoch noch die Bestätigung der zuständen Bezirksdirektion der Post erforderte. Danach wurden die Bewerbungsunterlagen an der Hochschule geprüft und über die endgültige Zulassung entschieden. Eine Delegierung von meinem Leiter des Bahnpostamtes bekam ich jedoch nicht. Dafür eine positive Leistungsbeurteilung. Im Falle einer Delegierung bestand der Anspruch auf einen Qualifizierungsvertrag. Darin wurden finanzielle Unterstützungsleistungen für Übernachtung, aber auch bei Erreichen festgelegter Leistungsziele vereinbart. Diesen Vertrag bot mir die Bezirksdirektion jedoch auch ohne die von mir erhoffte Delegierung an.


Im dritten Studienjahr wurde ich seitens der Bezirksdirektion der Post gefragt, ob ich Interesse an den Arbeitsplatz des Abteilungsleiters im Kreispostamt Bad Langensalza hätte. Dieses gehörte zum Post- und Fernmeldeamt Mühlhausen. Ich willigte ein und fuhr jeden Tag nach Bad Langensalza und zurück. Eine Verlagerung des Wohnsitzes stand nicht zur Diskussion, da eine spätere Übernahme des Stellvertreters des Leiters in dem Post- und Fernmeldeamt in Aussicht gestellt wurde.


Während meinen Konsultationen in Dresden machte ich regelmäßig Zwischenstation bei meinem Bruder in Leipzig. Umso mehr viel ich aus allen Wolken, als er mich eines Tages zu Hause aufsuchte und mich informierte, dass er vor zwei Jahren einen Antrag auf Ausreise gestellt hätte und er nun den Bescheid bekommen hat, dass er jeden Tag mit der Ausreise und der Entlassung aus der Staatsbürgerschaft rechnen konnte. Meinen Vorwurf, warum er mir nie davon etwas erzählt hatte begegnete er mit anfänglicher Angst, dass das unser Verhältnis belasten könnte. Er ist aber davon ausgegangen, dass ich es zwischenzeitlich über die Post erfahren hätte und hat sich gewundert, dass ich die Sache nie angesprochen hatte. Bei seiner ersten Vernehmung nach dem gestellten Antrag hätte er angeben müssen, welche Personen seines Umfeldes von seinem Vorhaben Kenntnis hätten. Dabei hatte er angeben, dass ich als sein Bruder nichts davon wüsste und er hatte angenommen, dass aus Gründen der Sicherheitsvorschriften ich informiert worden wäre. In der DDR waren viele leitende Positionen generell mit einem Verpflichtungsgrad zur Geheimhaltung belegt. Damit war auch das Verbot des Kontaktes zu Bürgern des NSW, dem nicht sozialistischem Ausland, untersagt und jeder zufällige Kontakt war zu melden oder bevorstehenden Kontakte vorher genehmigen zu lassen. Das war schon ein harter Schlag für mich, denn nach dem frühen Tod unseres Vaters hatten wir eine besondere Bindung.


Ich musste somit die Ausreise der Personalabteilung des Post- und Fernmeldeamtes melden. Mein Vorgesetzter und Leiter des Amtes in Mühlhausen, drei Jahre zuvor vom Studium gekommen und nur vier Jahre älter als ich, nahm es gelassen. Wir hatten bisher ein besonderes Vertrauensverhältnis. Nach einiger Zeit informierte er mich, dass die Zuständigen der Bezirksdirektion von mir eine Stellungnahme dahingehend erwarten, dass ich zusichere, den Kontakt zu meinem Bruder abzubrechen. Das kam für mich generell nicht in Frage. Er räumte mir aber dennoch Bedenkzeit für meine Entscheidung ein. Ich war gerade in einer Klinik, da sollte ich Kontakt zu ihm aufnehmen. Er informierte mich am Telefon, dass er sobald wie möglich meine Stellungnahme mit der Zusicherung des Abbruches der Kontakte benötigt. Ich lehnte ab. Als ich noch seinen Vorschlag ablehnte, doch den Kontakt über meine Mutter indirekt aufrecht zu halten, trat eine kurze Pause am Telefon ein. Danach erwiderte er: „Gut, Du hast Dich entschieden. Ich stehe zu Dir“. Letztendlich habe ich die endgültige Entscheidung, auch wenn die für die Sicherheit zuständigen Personen eine negative Empfehlung für einen Verbleib geben werden.


Ich schrieb daraufhin meine Stellungnahme mit der Versicherung den Kontakt nicht abzubrechen. Ich erklärte meine Bereitschaft, auch als Telegramm und Eilzusteller meinen Lebensunterhalt zu verdienen, falls ich ein Sicherheitsrisiko bei der Post darstellen würde. Aber das könnte ja nicht mehr sein, so hatte ich es geschrieben, da ich in den zwei Jahren der Bearbeitung des Ausreiseantrages meines Bruders diesbezüglich keinerlei Hinweise bekommen habe. Da wäre ich erst recht in der zurückliegenden Zeit ein Sicherheitsrisiko gewesen. Das könnte ja nicht mehr für die Gegenwart zutreffen, da ich ja nun wüsste, wie ich mich in dienstlichen Angelegenheiten beim Kontakt mit meinem Bruder zu verhalten hätte. Zu diesem Zeitpunkt wusste ich jedoch noch nicht, dass generell ausgereiste Bürger für die nächsten fünf Jahre mit einer Einreisesperre belegt waren und ich gar nicht die Gelegenheit für einen unkontrollierten Kontakt außerhalb des Telefon- und Briefverkehres haben konnte. Umso mehr war ich nach der Wende erstaunt, als ich aus einem Zeitungsartikel entnehmen konnte, dass der Sohn vom ehemaligen Bundespräsidenten Gauck und damaligen Behördenleiter, nach einem Jahr seiner Ausreise wieder zur goldenen Hochzeit von Oma und Opa einreisen durfte, sodass die Begünstigung einen tieferen Sinn haben musste.


Meine Stellungnahme wurde so akzeptiert. Zwischenzeitlich hatten auch schon die Ideen und Ansichten Gorbatschows breiten Raum gefunden. Aus meiner Sicht waren die notwendigen Reformen in der DDR nur eine Frage der Zeit und unausweichlich. Und ein möglicher zeitweiliger beruflicher Abstieg aufgrund meiner bisherigen Lebenserfahrungen nicht das große Problem, zumal mit den steuerfreien Zulagen bei einer Arbeit im Betriebsdienst keine allzu großer Lohnverlust auftreten würde. Sozial waren meine Familie und ich abgesichert. Und Geld war in der DDR nicht alles, da oft das Geld wegen dem bekannten Mangel an Waren nicht das Problem war. Natürlich habe ich in keiner Weise dabei an eine baldige Wiedervereinigung gedacht. Ich war mir ziemlich sicher, dass der Westen viele Verlockungen hatte, aber auch Risken, die in einer demokratischen DDR nicht bestehen, aber dennoch das Lebensniveau wieder auf allen Ebenen verbessern würde.


Mir war aber auch bewusst, dass die avisierte spätere Übernahme des Dienstpostens als Stellvertreter in Mühlhausen nicht mehr als Option bestehen würde. Da konnte ich noch so sehr auf das Wohlwollen meines Vorgesetzten setzen. Denn mit der postalischen Zuständigkeit für das Grenzgebiet von Mühlhausen konnte ich damit rechnen, dass die Toleranzbereitschaft anderer Organe dann nicht mehr bestehen würde.


Als der Verantwortliche für das Kreispostamt in Arnstadt in den Ruhestand ging, bewarb ich mich beim zuständigen Hauptpostamt in Erfurt. Ein Kandidat dafür war mir nicht bekannt. Es erfolgte dennoch keine Reaktion. Erst auf Nachfrage wurde ich zu einem Personalgespräch eingeladen. Anstelle über meine Bewerbung zu reden, wurde mir der Posten eines Arbeitsschutzinspektors angeboten. Das Kreispostamt stand nicht zur Debatte. Ich lehnte ab, was mit einer gewissen Empörung kommentiert wurde, da dieser Dienstposten doch auch sehr anspruchsvolle Arbeitsaufgaben zum Inhalt hätte. Mir wurde bewusst, dass der mögliche Handlungsspielraum hinsichtlich meiner besonderen persönlichen Situation nicht genutzt wurde oder auch nicht genutzt werden konnte, vielleicht auch in der Annahme des Leiters, dass dieser nicht bestehen würde. In meiner späteren Zeit in der Bonner Postbehörde habe ich in meiner Position gegenüber den Beamten immer wieder versucht zu verdeutlichen, dass Handlungsspielräume nicht nur zugeordnet, sondern auch erarbeitet werden müssen. Dabei verwies ich auf die Voraussetzung einer guten Qualifikation, Kompetenz und Zielorientierung mit einem soliden Selbstbewusstsein. Ich erwartete keine Unterwürfigkeit, mit der dabei vermeintlichen dokumentierten Nützlichkeit und der damit einhergehenden Erwartung einer Gegenleistung in Form der Anerkennung der Person und Förderung im Rahmen der angestrebten Beamtenlaufbahn.


Es verging jedoch nicht viel Zeit, als ich an meinem Arbeitsplatz den Besuch des Abteilungsleiters für den gelben Postbereich der Bezirksdirektion Erfurt bekam. Ihm unterstanden die Sektorenleiter für Postbetrieb, Postbeförderung, Postzeitungsvertrieb und die Bezirksaufsicht. Letzteres hatte Dienstprüfungen in den Ämtern durchzuführen. Er bot mir diesen Dienstposten an und führte anschließend aus, dass er jedoch dringender einen Sektorenleiter für den Postbetrieb sucht, da dieser demnächst in den Ruhestand gehen würde. Er würde es gerne sehen, dass ich diesen Posten übernehme. Das Aufgabenspektrum wäre sehr anspruchsvoll. Monatlich müsste ich bei den Dienstbesprechungen der Sektorenleiter Postbetrieb im Postministerium teilnehmen. Anhand seiner Informationen würde er mir die Aufgabe zutrauen. Wenn ich Bedenken hätte, könnte ich jedoch die Dienstaufsicht übernehmen. Ich fragte ihn, ob er nicht das Problem mit meinem Bruder kennen würde. Er kannte es und es war aus seiner Sicht kein Problem. Mein Vorgänger hatte ebenfalls Westkontakte. Daher war auch die Sonderzustellung zur Mobilmachung in einem anderen Bereich verlagert. Ich sagte zu und musste auch kurze Zeit später feststellen, dass dieser Abteilungsleiter ebenfalls seine Grundsätze hatte und diese auch gegenüber Vorgesetzten konsequent vertrat.


In seiner montäglichen Sektorenleiterbesprechung sprach er mich an, dass ich in die Dienstbereitschaft für die Zeit nach dem Dienstschluss der Direktion eingeteilt werde. Deshalb sollte mein Telefonanschluss zu Hause in einen Dienstanschluss umgewandelt werden. Damit wurden die Grundgebühren von der Post zusammen mit einem Kontingent an Freieinheiten getragen, sodass auch aus dienstlichem Anlass geführte Telefonate mir selbst nicht in Rechnung gestellt werden. Ich kannte jedoch die Bedingung, dass von diesen Dienstanschlüssen keine Gespräche ins Ausland, insbesondere in die Bundesrepublik geführt werden dürfen. Das war aber die einzige Kontaktmöglichkeit zum persönlichen Gespräch mit meinem Bruder an Wochenenden, falls die notwendige Handvermittlung trotz der Kosten treibenden Zusatzleistung „dringendes Gespräch“ realisiert wurde. Ich lehnte daher sofort die Einrichtung eines Amtsanschlusses ab. Es kam zu einem kurzen Dialog, wobei ich aufkommenden Ärger bei meinem Vorgesetzten ausmachte, vielleicht auch in der Annahme, dass ich mich dieser Dienstbereitschaft entziehen wollte. Ich bat darum, die Sache nach dem Ende der Arbeitsberatung weiter zu besprechen.


Im Anschluss machte ich auf das Problem aufmerksam. Sofort kam die wörtliche Reaktion. „Ach, entschuldigen Sie, ich hatte im Moment nicht an die Kontakte mit Ihrem Bruder gedacht.“ Ich machte die Dienstbereitschaft mit selbst gezahlten Dienstgesprächen, die auch nicht so häufig aufgekommen sind. Nach einiger Zeit wollte er mich zu seinem Stellvertreter machen. Dem wurde seitens der Leitung, insbesondere durch den neuen und jungen, direkt von der Bezirksleitung Erfurt der SED gekommenen Parteisekretär nicht bestätigt. Ich bekam dennoch einen Gehaltszuschlag, wie im Zusammenhang mit der Ankündigung als Vertreter bestimmt zu werden, in Aussicht gestellt. Beide hatten wir auch die Erwartungen auf Reformen und hofften auf Gorbatschow.


Regelmäßig wurden Weiterbildungsveranstaltungen an der betriebseigenen Postschule für Postamtsleiter und adäquaten Positionen durchgeführt. Für mich war es Tradition, die ersten zwei Einführungsstunden zu kundenorientiertem Agieren zu halten. So kam es, dass ich ein selbst erlebtes falsches Verhalten an einem Samstag in einem Postamt der Stadt Erfurt schilderte und dabei Handlungsalternativen aufzeigte. Ich habe das Postamt namentlich nicht benannt und die Sache anonym behandelt. In der ersten Reihe saß die verantwortliche Leiterin des betreffenden Postamtes.


Es gab ihrerseits überhaupt keinen Anlass zur Reaktion oder zu einer Rechtfertigung. Sie war nur die Ehefrau meines ehemaligen mir vorgesetzten Abteilungsleiters für Agitation und Propaganda in der SED Stadtbezirksleitung, wo ich etwa zwei Jahre tätig war. Ich wollte schon zum nächsten Fall überwechseln, da kam auf einmal laut und provozierend ihr Einwand: „Ihr Päckchen ging doch in die BRD!“ Ich erwiderte nur na und, wo ist das Problem? Angenommen, ich hätte den Kontakt mit meinem Bruder über meine Mutter gestaltet. Mit diesem Anwurf wäre ich bloß gestellt gewesen und es war absehbar, dass dieses Vorkommnis Wellen geschlagen hätte. Mir wäre offiziell der Vorwurf gemacht worden, dass ich die Führung und insbesondere die Partei belogen und hintergangen hätte. Das Vertrauensverhältnis wäre durch mein Verhalten zerstört und ich hätte dann auch die Konsequenzen zu tragen. Die Ablösung und öffentliche Bloßstellung als mahnende Wirkung gegenüber Dritten wären erfolgt. Das ist kein theoretisches Konstrukt. In anderen Fällen habe ich diese Art von Logik und Rechtfertigung erlebt, die nicht nur für den Betroffenen, sondern auch als abschreckendes Beispiel gegenüber Dritten ausgerichtet war. Anderseits habe ich nach der Wende erlebt, dass dann solche Personen ihre erlittenen „politischen Nachteile“ ins Feld geführt haben. Dabei wurde verdrängt, dass Sie mit dem Versuch der Heimlichkeit erst einen willkommenen Anlass zur Disziplinierung geliefert hatten. In meiner Funktion als Referatsleiter nach der Wende hatte sich ein Postmitarbeiter auf den Arbeitsplatz des Vertriebsbeauftragten für Thüringen beworben. In seiner Bewerbung war genau ein solcher Sachverhalt dargestellt. Das war jedoch nicht der Grund, dass ich ihn nicht berücksichtigte.


Aber gerade diese vermeintlichen Leisetreter haben es einem schwer gemacht, für Veränderungen einzutreten. Es war nicht selten so, dass man Probleme angesprochen hatte und es gab genügend anwesende Personen, die hatten die gleichen Probleme und sind einem in den Rücken gefallen. Ein rein menschliches Problem, dass nicht eine Besonderheit der DDR war. Das habe ich später im Management bei der Bundespost und späteren Post AG ebenfalls erleben können. Ich erinnere mich noch sehr gut an einer Dienstbesprechung der Präsidenten der Oberpostdirektionen beim zuständigen Vorstandsmitglied. Da gab es Probleme mit dem gerade erst an den Schaltern eingeführten Warenwirtschaftssystem. Der ehemalige letzte Postminister der DDR, nun Präsident einer Direktion stand auf und berichtete von seinen Wahrnehmungen an das zuständige Vorstandsmitglied. Da meldete sich ein anderer Präsident, der die gleichen Probleme hatte und versicherte, diese Probleme wären bei ihm nicht vorhanden und sie hätten alles im Griff. Damit war die Sache für den Vorstand erledigt und er musste sich nicht rechtfertigen und sich in eine Schleife des Lamentierens begeben. Ich war ein bisschen enttäuscht, denn ich war von der Person des Vorstandes im Rahmen meiner Tätigkeit überzeugt. Zwei Tage später sprach ich in seinem Büro über eine andere Sache bezüglich der Präsidenten, die mich verärgert hatte. Er empfahl mir die Reaktion der Präsidenten nicht so zu Herzen zu nehmen. Er sagte, „schauen Sie mal, neulich nimmt sich der Herr X ein Herz und berichtet mir über Probleme, die ich schon kannte und dazu noch keine Lösung hatte. Da springt der andere auf, der die gleichen Probleme hatte und pisst ihn ans Bein. So ist das eben. Mal machts der eine, mal machts der andere. Es gleicht sich in der Regel aus“.


1988 war das letzte Studienjahr an der Hochschule absolviert und die Prüfungen bestanden. Dabei musste ich auch in die mündliche Prüfung für Marxismus-Leninismus. Schnell war das Gespräch auf die aktuelle Politik gekommen. Auch bedingt durch die vor nicht allzu langer Zeit vereinbarte Städtepartnerschaft des Dresdners Oberbürgermeister Berghofer mit der Stadt Hamburg. Ich zeigte in dem Gespräch neuen Möglichkeiten, auch in Einbeziehung der Ansichten Gorbatschows auf. Der Lehrstuhlinhaber, mit dem zufällig passenden Namen, Prof. Heyde, fasste nach. Ich freute mich über sein Interesse, was mich zu weiteren Ausführungen bestärkte. Dann musste ich den Raum verlassen, damit sich die Kommission über eine Prüfungsnote verständigen konnte. Es dauerte und dauerte. Ein ungutes Gefühl kam bei mir auf. Die Zeitspanne bis zur Mitteilung des Prüfungsergebnisses war ungewöhnlich lang. Dann wurde ich hereingerufen. Mit ernster Miene des Professors bekam ich mitgeteilt, dass sie es bei der Vornote belassen würden und er empfahl mir eindringlich, mich künftig bei öffentlichen Äußerungen zu Gorbatschow doch etwas mehr zurückzuhalten. Die Erleichterung trat sofort ein. Im Nachhinein wurde mir bewusst, wie sehr die schon mit Beginn Mitte der achtziger Jahre zunehmenden internen Diskussionen zu Problemen in der DDR, unterstützt durch das neue Denken Gorbatschows, breite Kreise der Bevölkerung in den Bann gezogen hatte. Immer größer wurde der Wunsch nach der Einleitung von Reformen, die offenbar auch beim Professor Heyde zur Toleranz mir gegenüber geführt hatten. Später wurde das noch mehr deutlich, als erste friedliche Demonstrationen durch die Straßen Erfurts führten. Dort war eine Anzahl von Teilnehmern auf den Straßen, die ein Vielfaches der Kirchenmitglieder ausmachten. Dabei auch viele Genossen und Funktionsträger.


Die Diplomarbeit war ein voller Erfolg. Mit meiner Arbeitsaufnahme als Sektorenleiter in der Bezirksdirektion stand für mich auch die Aufgabe, nach Berlin als erster Bezirk der DDR den Einsatz der Computertechnik an den Postschaltern zu realisieren. Die DDR-Post und die Bundespost hatten zeitgleich Konzepte für den Einsatz der neuen Computertechnik entwickelt. In meiner Diplomarbeit hatte ich mit Hilfe der Wahrscheinlichkeitsrechnung und mit in den Schaltersystemen gespeicherten Daten und Zeitstempeln eine Methode zur Optimierung der Bedienprozesse mit einer an den jeweiligen Kundenströmen orientierten Einsatzplanung vorgestellt und parallel schon in der Praxis in meinem Bezirk umgesetzt. Mein betreuender Professor war begeistert und schlug mir vor, dass ich mich um eine außerplanmäßige Aspiranten-Stelle bewerben sollte, um die Erkenntnisse im Rahmen einer Doktorarbeit zu vertiefen. Dazu benötigte ich die Befürwortung meiner Postdirektion und eine Entscheidung des Postministeriums in Form einer Delegierung. So wurde auch ein Gespräch mit mir geführt und dargelegt, dass ich die Delegierung des Ministeriums nur dann erhalte, wenn ich den Kontakt zu meinem Bruder im Westen abbrechen würde. Begründet wurde diese Forderung damit, dass ich aufgrund meiner Westkontakte nicht universell, sondern nur begrenzt einsetzbar wäre und daher schon aus betriebswirtschaftlichen Gründen kein Interesse an einer weiteren Qualifizierung bestehen würde. Das müsste ich ja verstehen. Ich verstand es auch. Für mich war diese Argumentation logisch und zu akzeptieren. Daher entschied ich mich ohne Gram und Ärger, für die weiteren Kontakte und verzichtete auf mein Vorhaben zur Fertigung einer Doktorarbeit.


Ich arbeitete dennoch an diesem Thema weiter und definierte Kenngrößen zum Bedienprozess, die unter anderem ermöglichten, Produktivlöhne bei den Mitarbeitern im Annahmedienst einzuführen. Damit konnte ein nachfragegerechtes Leistungsverhalten in den Schalterstellen gesichert und mit zusätzlichen Leistungsprämien honoriert werden. Es gewährleistete auch eine gleichmäßige Arbeitsbelastung aller eingesetzten Schaltermitarbeiter. Nicht selten kam es vor, dass einige Wenige sich auf Kosten der Anderen zur Kundenbedienung eingesetzten Mitarbeiter und zu Lasten der Wartezeiten der Postkunden regelmäßig in der Arbeitsleistung zurückgehalten haben. Zur Sensibilisierung des Themas hatte ich einen Beitrag für die zentrale Fachzeitschrift der Deutschen Post in Absprache mit dem zuständigen Hauptabteilungsleiter des Postministeriums erarbeitet. Die Veröffentlichung erfolgte jedoch nicht. Aufgrund eines Einwandes von Dritter Stelle, dass diese Fachzeitschrift auch im „Westen“ gelesen wird und unser Problem mit den Wartezeiten nicht publik werden sollte. Als ich später in das Bundespostministerium nach Bonn wechselte, konnte ich einen anderen Aspekt der fehlenden Reisefreiheit erleben. Die betreffende Stelle wusste damals offenbar nicht, dass die Wartezeiten in den Postämtern der Bundepost deutlich länger als in den Postämtern der DDR waren. Die fehlende Veröffentlichung führte aber nicht dazu, dass das Projekt beendet war. Im Gegenteil. Der Zuständige Hauptabteilungsleiter beauftragte mich, eine zentrale Projektgruppe zu gründen und diese zu leiten.


Der Sturz Honeckers am 18. Oktober 1989 wurde bei vielen Bürgern als Signal für den Beginn der unausweichlichen Reformen gewertet. Für mich Anlass, das alte Thema der Inhaltskontrolle im Bahnpostamt aufzugreifen. Am 19.10.1989 schrieb ich in Einbeziehung meines Chefs einen Brief an Egon Krenz und legte ihm ausführlich die Situation dar. Insbesondere die prekäre Situation, nachdem auch die Einfuhr von Literatur zugelassen wurde. In der Konsequenz erhöhte sich sprunghaft die Zahl der Sendungen, die in der Inhaltskontrolle geöffnet wurden, um die Literatur zu bewerten. Beim Röntgen konnte ja nicht festgestellt werden, was der Inhalt war. Dabei zeigte ich den Aufwand an Personal und Kosten auf und kam u.a. zum Schluss, dass es egal ist, ob über Fernsehen und Rundfunk oder über Bücher und Zeitschriften nicht genehme Informationen kommen. Und bei eingelegter Pornographie könnten die Bürger selbst entscheiden, ob sie es sich ansehen oder nicht. Auf die Inhaltskontrolle sollte daher generell verzichtet werden und nur durch Röntgen nach Waffen und Sprengstoff gesucht werden. Das Problem der Beförderung von Drogen über den Postweg spielte damals noch keine Rolle. Mit Datum vom 7. November 1989 ging eine Antwort von seinem Sicherheitschef Herker ein. Darin wurde versichert, dass Veränderungen vorgenommen werden. Unabhängig von dieser Eingabe wurde am 8. November die Überwachung des Postverkehrs und das Aufzeichnen von Telefongesprächen eingestellt. Am 9. November erfolgte die Grenzöffnung nach der historischen Pressekonferenz.





3. Nach dem Fall der Mauer


Schon zwei Tage nach der Grenzöffnung fanden offizielle Gespräche zwischen beiden Postverwaltungen statt. Schnell war vereinbart, eine Postunion zu gestalten. Da war an eine D-Mark-Einführung oder sogar an eine Wiedervereinigung noch nicht zu denken. Es entstanden auf allen Ebenen der Post Dialoge. Erste Fernmeldedirektverbindungen in den Westen wurden geschaltet. Für unsere Direktion wurde die Oberpostdirektion Frankfurt am Main als Patendirektion zugeordnet. Sie vermittelten mir einen Postamtsbesuch in Kassel. Kurz nach dem Ortseingangsschild fuhr ich auf einer breiten und langen Straße, wo am Rand viele PKW mit ostdeutschem Kennzeichnen standen. Die Insassen warteten auf Arbeitsangebote gegen harte Währung und fehlten in den Ostbetrieben. Das war sehr irritierend.


Der Informationsaustausch in Kassel war sehr freundlich, jedoch auch seitens des Amtsvorstehers dominant. Es ging zum Beispiel um die mögliche Zukunft der Briefzustellanlagen und der Zeitungszustellung. Mir wurde die Frage vom Amtsvorsteher gestellt, ob ich etwa glauben würde, dass in dem kleinen Teil Deutschlands künftig Leistungen und Prozesse erhalten werden, die es bei der Bundespost nicht gibt. Er sollte recht behalten, wie es sich später herausstellte.


Da beim Postministerium meine Innovationsfreudigkeit bekannt war, erhielt ich auch alsbald eine Einladung. Es sollte um die Zukunft des Postzeitungsvertriebs gehen. Nach meiner Ankunft im Ministerium gingen wir zu Fuß in Richtung Grenze. Durch eine zwischenzeitlich geschaffene Öffnung in der Mauer gelangten wir nach kurzer Zeit zu einem großen Postamt. Dort trafen wir auf einen Präsidenten einer Oberpostdirektion, der offenbar zusammen mit einem Berater von McKinsey ein Konzeptvorschlag erarbeiten sollte. Name und Direktion ist mir heute noch in bester Erinnerung. Im Ergebnis wurde u.a. herausgearbeitet, die guten Standorte für den Zeitungsverkauf, insbesondere dem Bahnhofsbuchhandel, zu sichern und gewinnbringend weiter als GmbH zu betreiben.


Im Laufe der Diskussion war der Präsident von einer gewissen Müdigkeit befallen und eingenickt. Der Berater fasste die Ergebnisse zusammen und fragte den Präsidenten, ob er damit einverstanden wäre. Er schreckte kurz auf und war einverstanden. Damit war die Gründung der Posttochter „Postdienst Service Gesellschaft GmbH“ beschlossen. Die Herstellung der Arbeitsfähigkeit dauerte jedoch zu lange. Zwischenzeitlich war der Vertrieb schon unter den westdeutschen Grossisten aufgeteilt und in fester Hand. Die Posttochter war damit nie ein ernsthafter Konkurrent. Mit dem Verkauf der Posttochter wurde der Postzeitungsvertrieb am 30. Juni 1992 ganz eingestellt.


Eines Tages standen zwei gut genährte Offiziere der Polizei in meinem Zimmer und fragten mich, ob ich der Herr X sei. Sie wollten zu meinem Chef. Wir hatten ein gemeinsames Vorzimmer und die Sekretärin war kurzzeitig nicht anwesend. Ich habe danach meinen Chef den ganzen Tag nicht mehr gesehen. Erst am Abend wieder. Die beiden Offiziere der Volkspolizei hatten ihn mit auf das Polizeikreisamt genommen und dort zu Fragen der Verletzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses verhört. Da hatten sie offenbar den falschen im Visier. Bis zu seinem Ruhestand war er noch nach entsprechender Überprüfung der Gauck-Behörde in leitender Funktion.
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